
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Clara Bünger, Nicole Gohlke, Gökay Akbulut,
Anke Domscheit-Berg, Dr. André Hahn, Ina Latendorf, Cornelia Möhring,
Petra Pau, Sören Pellmann, Martina Renner, Dr. Petra Sitte, Kathrin Vogler
und der Fraktion DIE LINKE.

Datenbanken und Verteilung von Geflüchteten mit vorübergehendem Schutz

Artikel 10 der Richtlinie 2001/55/EG über den vorübergehenden Schutz sieht 
vor: „Um die wirksame Anwendung des in Artikel 5 genannten Beschlusses 
des Rates zu ermöglichen, erstellen die Mitgliedstaaten ein Register der perso-
nenbezogenen Daten nach Anhang II Buchstabe a) zu den Personen, die in ih-
rem Hoheitsgebiet vorübergehenden Schutz genießen.“ Laut Anhang II Buch-
stabe a gehören hierzu: personenbezogene Daten zu der betreffenden Person, 
d. h. Name, Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum und Geburtsort, Familienstand, 
Verwandtschaftsverhältnis. Artikel 10 der Richtlinie wird durch die Regelung 
über ein Register zum vorübergehenden Schutz (§ 91a des Aufenthaltsgesetzes 
– AufenthG) in nationales Recht umgesetzt. Laut Rundbrief des Bundesminis-
teriums des Innern und für Heimat vom 14. März 2022 zur Umsetzung des 
Durchführungsbeschlusses des Rates zur Feststellung des Bestehens eines Mas-
senzustroms im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Ein-
führung eines vorübergehenden Schutzes wurde § 91a AufenthG nun erstmals 
aktiviert und ein entsprechendes Register eingerichtet. Demnach werden die 
Daten durch die Ausländerbehörden erfasst, über die Asyl-Online-Schnittstelle 
an das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) als registerführende 
Behörde übermittelt und spätestens zwei Jahre nach Beendigung des vorüber-
gehenden Schutzes gelöscht. Nach § 91a Absatz 5 AufenthG dürfen Daten aus 
dem Register an Ausländerbehörden, Auslandsvertretungen und andere Organi-
sationseinheiten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge einschließlich 
der dort eingerichteten nationalen Kontaktstelle nach Artikel 27 Absatz 1 der 
Richtlinie 2001/55/EG übermittelt werden.
In seinen Schlussfolgerungen vom 24. und 25. März 2022 rief der Europäische 
Rat die Mitgliedstaaten auf, ihre Anstrengungen im fortgesetzten Geiste der 
Einheit und Solidarität zu intensivieren, und ersuchte die Kommission, die er-
forderlichen Initiativen zu ergreifen, um diese Anstrengungen zu erleichtern. 
Auf der außerordentlichen Tagung des Rates „Justiz und Inneres“ vom 28 März 
2022 legten Vizekommissionspräsident Margaritis Schinas und die für Inneres 
zuständige EU-Kommissarin Ylva Johansson in Abstimmung mit dem franzö-
sischen Ratsvorsitz einen Zehn-Punkte-Plan für eine stärkere europäische Ko-
ordinierung der Aufnahme von Menschen, die vor dem Krieg gegen die Ukrai-
ne fliehen, vor. Als erste Maßnahme des Zehn-Punkte-Plans wird die Einrich-
tung einer EU-Registrierungsplattform für den Austausch von Informationen 
über Personen, die vorübergehenden Schutz genießen, und über nationale 
Schutzstatus – mit Unterstützung von eu-LISA, der Agentur der EU für das Be-
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triebsmanagement von IT-Großsystemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts – vorgesehen.
Außerdem wird laut Artikel 3 des Durchführungsbeschlusses (EU) 2022/382 
auf europäischer Ebene für Zwecke der Verwaltungskooperation nach Arti-
kel 27 der Richtlinie 2001/55/EG auf das „Vorsorge- und Krisenmanagement-
netz“ für Migration zurückgegriffen, in dem laut Empfehlung der Kommission 
(EU) 2020/1366 vom September 2020 die Mitgliedstaaten, der Rat, die Kom-
mission, der Europäische Auswärtige Dienst, die Europäische Asylagentur, 
Frontex, Europol und eu-LISA zusammenarbeiten und – koordiniert durch die 
Kommission – Informationen austauschen.
§ 24 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes sieht vor, dass Personen mit vorüberge-
hendem Schutz auf die Bundesländer verteilt werden. Die Verteilung erfolgt 
durch das BAMF. Solange die Länder für die Verteilung keinen abweichenden 
Schlüssel vereinbart haben, gilt der für die Verteilung von Asylsuchenden fest-
gelegte Schlüssel. Bei der Besprechung des Bundeskanzlers Olaf Scholz mit 
den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Bundesländer am 17. März 
2022 wurde eine Verteilung der Geflüchteten aus der Ukraine, die staatliche 
Unterstützung benötigen, nach dem Königsteiner Schlüssel beschlossen 
(TOP 2.10). Dies erfolgte durch das computergestützte System EASY (Erstver-
teilung Asylbegehrende).
Nach Auskunft des BAMF geschieht die EASY-Verteilung der asylsuchenden 
Personen in anonymisierter Form. Weder ein Name noch eine Personenkennzif-
fer werde dabei gespeichert. Das EASY-System ist „keine Datenbank im übli-
chen Sinne, sondern nur ein reines fallbasiertes Verteilungssystem“. Von Be-
deutung seien nur die Merkmale aufnehmendes Bundesland, Herkunftsland und 
die Familienzusammensetzung.
Am 7. April 2022 wurde bei der Besprechung des Bundeskanzlers Olaf Scholz 
mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Bundesländer die zügi-
ge Einführung der „Fachanwendung zur Registerführung, Erfassung und Erst-
verteilung zum vorübergehenden Schutz – FREE“ beschlossen. Hierzu heißt es 
in dem Beschluss weiter: „In den Ankunftszentren, Aufnahmeeinrichtungen 
und Ausländerbehörden können bundesweit von allen Ankommenden Name, 
Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit und weitere personenbezogene Daten er-
fasst werden. FREE ermöglicht damit bereits vor der Registrierung im Auslän-
derzentralregister eine individualisierte und nachvollziehbare Verteilung auf die 
Länder und Kommunen. Die Verteilentscheidungen sollen später nachvollzo-
gen und Doppelanmeldungen und -verteilungen verhindert werden. Dies soll 
auch zur Vermeidung von Menschenhandel und Zwangsprostitution beitragen. 
Die Verteilung auf die Länder erfolgt nach Königsteiner Schlüssel. Der Bund 
ist für die Koordinierung zuständig und informiert die betreffenden Länder je-
weils über die anstehenden Verteilungen“ (Rn. 4).
Seit dem 1. Mai 2022 erfolgt die Verteilung nach FREE. Zuvor hatte es Beden-
ken aus den Bundesländern gegeben. „Der Tagesspiegel“ berichtete Ende März 
2022, die Anwendung sei in der Testphase auf „massiven Widerstand“ aus den 
Bundesländern gestoßen, die Einführung sei deshalb zunächst verschoben wor-
den. Aus internen Mails der Länder an das BAMF gehe hervor, dass diese einen 
erhöhten Zeitaufwand beklagten. Das System stelle „eine unüberwindbare Hür-
de“ dar und sei deshalb „nicht tragbar“.
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Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Was sind die Gründe für die Einführung von FREE als zusätzliches Vertei-

lungssystem neben EASY?
Handelt es sich bei FREE um das besagte Register nach § 91a AufenthG, 
und falls dies nicht zutrifft, wie ist der Status des besagten Registers?

 2. Welche weiteren personenbezogenen Daten werden neben Name, Geburts-
datum und Staatsangehörigkeit in FREE gespeichert, wie lange, und auf 
welcher Rechtsgrundlage?
Wie lange werden sämtliche personenbezogenen Daten in FREE gespei-
chert, und wann werden sie gelöscht?

 3. Gibt es Schnittstellen zwischen FREE und dem Ausländerzentralregister 
für eine automatisierte Datenübermittlung oder für Datenabgleiche zwi-
schen den Registern?

 4. Wie wurde auf die Bedenken der Bundesländer im Zusammenhang mit der 
Testphase von FREE reagiert, und welche Änderungen wurden ggf. vorge-
nommen?

 5. Wie verteilt sich die Aufnahme von Personen mit vorübergehendem 
Schutz laut FREE auf die Bundesländer?
Wie viele Personen wurden bislang zugeteilt?

 6. Welche Faktoren werden bei der Zuteilung von Personen nach FREE be-
rücksichtigt (beispielsweise familiäre Bindungen)?
a) Gibt es Angaben, die zwingend zur Zuweisung in ein bestimmtes Bun-

desland führen, und falls ja, welche sind dies?
b) Besteht die Möglichkeit – ggf. unter Angabe besonderer Gründe – die 

Zuweisung in ein bestimmtes Bundesland manuell einzugeben bzw. zu 
veranlassen?

 7. Werden im Kontext des Zuweisungsprozesses über FREE spezifische Be-
darfe vulnerabler Personen bereits erfasst und an das Zielbundesland wei-
tergegeben, und wenn ja, wie läuft dies im Einzelnen ab?
Gibt es insbesondere die Möglichkeit, bei der Verteilung zu berücksichti-
gen, ob hilfreiche bzw. gewünschte Infrastruktur (etwa eine spezifische 
fachärztliche Versorgung) im Bundesland gewährleistet ist?

 8. Was ist der Bundesregierung über die Implementierung der im Zehn-
Punkte-Plan der Kommission genannten EU-Registrierungsplattform be-
kannt (siehe Vorbemerkung der Fragesteller)?
a) Welche Informationen sollen über die Plattform erfasst und geteilt wer-

den, und wie werden deutsche Register wie das AZR und/oder FREE 
angebunden sein?

b) Ab wann soll die Registrierungsplattform in Betrieb genommen wer-
den, und braucht es dazu eine europarechtliche Grundlage?

 9. Was ist der Bundesregierung über die Arbeit des europäischen Vorsorge- 
und Krisenmanagementnetzes für Migration im Zusammenhang mit der 
Registrierung, Aufnahme, Verteilung und Sicherheitsüberprüfung von Ge-
flüchteten aus der Ukraine bekannt?
a) Spielt die in Frage 8 genannte Registrierungsplattform eine Rolle für 

die Arbeit des Netzwerkes?
b) Falls ja, ist ein Zugriff von EU-Agenturen auf die in der Plattform er-

fassten Informationen geplant?
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10. Wie wird damit umgegangen, wenn eine aus der Ukraine geflüchtete Per-
son, die bereits vorübergehenden Schutz in einem anderen Mitgliedstaat 
erhalten hat, in Deutschland erneut einen Antrag stellt, etwa weil die Un-
terstützungsstrukturen in dem Erstaufnahmeland überlastet sind, und wie 
wird in anderen Mitgliedstaaten in solchen Fällen nach Kenntnis der 
Bundesregierung verfahren?

Berlin, den 31. Mai 2022

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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